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Ohne Stabilität in Afghanistan wird die Stabilität 
der angrenzenden zentralasiatischen Staaten im-
mer bedroht sein, ein stabiles Zentralasien ist aber 
andererseits eine wichtige Voraussetzung für dau-
erhafte Stabilität in Afghanistan. Dieser Befund 
gehört zu den Ausgangsbedingungen der EU-
Zentralasienstrategie, er wurde auf den voran-
gegangenen Zentralasien-Konferenzen der FES 
immer wieder betont und auch in der Region 
selbst ist man sich dessen bewusst. Daher wurde 
die 3. Zentralasienkonferenz der FES im Novem-
ber 2008 ganz unter den Fokus Afghanistan – Zen-
tralasien gestellt. Wissenschaftler und Praktiker 
aus Afghanistan, Pakistan, Kasachstan, Kirgisis-
tan, Tadschikistan, Usbekistan, Deutschland und 
dem Vereinigten Königreich diskutierten die ak-
tuelle Situation in Afghanistan, das von dort aus-
gehende Sicherheitsrisiko für Zentralasien und 
Wege seiner Verminderung. Dabei zeigten sich 
über den Grundkonsens des Zusammenhanges 
von Stabilität in Afghanistan und Zentralasien 
 hinaus eine ganze Reihe von Differenzen bei der 
Identifi zierung und Bewertung stabilitätsgefähr-
dender Faktoren und ihrer Verursacher sowie be-
züglich der Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung, ja 
sogar schon bei der Verwendung von Begriffen. 
Sie markierten nicht nur Unterschiede zwischen 
Ost und West, auch zwischen den Vertretern der 
zentralasiatischen Staaten bestanden zum Teil 
sehr kontrovers diskutierte Meinungsunterschie-
de.

Im Folgenden wird nicht der Konferenzverlauf 
nachgezeichnet, sondern versucht, ausgehend von 
den Redebeiträgen der Veranstaltung, aber er-
gänzt durch weitere Analysen, den Problemzu-
sammenhang Afghanistan – Zentralasien in sei-
nem regionalen wie internationalen Zusammen-
hang darzustellen. Besonderes Gewicht wird da-
bei auf die Benennung und Erklärung von Ge-
meinsamkeiten und Differenzen zwischen zen-
tralasiatischen, afghanischen und pakistanischen 
Positionen auf der einen und der europäischen 

Wahrnehmung auf der anderen Seite gelegt. Na-
türlich können die gewaltigen Probleme der Re-
gion auch hier nicht gelöst werden, aber vielleicht 
hilft das Aufzeigen von Missverständnissen auf-
grund unterschiedlicher Begriffsdefi nitionen und 
unterschiedlicher Werte und Gesprächsstile ja ein 
wenig bei der Suche nach Lösungen.

„Stabilität und Sicherheit in Zentralasien unter be-
sonderer Berücksichtigung Afghanistans“, dieser 
so klar formuliert wirkende Konferenztitel bedarf 
tatsächlich gleich in mehrfacher Hinsicht der Er-
läuterung. Schnell erklärt ist der Begriff Zentral-
asien, der wie schon bei den beiden Vorgänger-
konferenzen hier ausschließlich verwendet wird 
für die Nachfolgerepubliken der Sowjetunion 
Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Usbekistan 
und (mit den bekannten Einschränkungen) Turk-
menistan. Die grundlegenden Fakten über diese 
Staaten werden als bekannt vorausgesetzt. Afgha-
nistan wird nicht nur nicht als Teil Zentralasiens 
betrachtet, sondern ihm geradezu gegenüber-
gestellt und – da sich Konferenz und Konferenz-
bericht primär nicht an Afghanistanspezialisten, 
sondern an Zentralasieninteressierte wendet – zu-
mindest kurz vorgestellt. Vor allem aber bedürfen 
die abstrakten Begriffe Stabilität und Sicherheit 
des Titels der Defi nition:

1.1 Stabilität und Sicherheit im westlichen  
 Verständnis

Westliche politikwissenschaftliche Defi nitionen 
ge hen heute meist davon aus, dass die Stabilität, 
also Beständigkeit oder Dauerhaftigkeit, von Staa-
ten auf ständiger Veränderung und Anpassung an 
die Verhältnisse beruht: „Nur ein System, das sich 
weiterentwickelt, das Herausforderungen anneh-
men und immer neue Lösungen für neue Pro-
bleme entwickeln kann, ist auf Dauer überlebens-
fähig und damit ‚stabil’.“1 Grundannahme ist, 

1 Jörn Grävingholt auf der Zentralasienkonferenz der Friedrich-Ebert-Stiftung am 10. November 2008 (im Folgenden: FES-Konferenz 2008).
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2 Heinz Gärtner, Internationale Sicherheit. Defi nitionen von A–Z, Baden-Baden 2008, S. 213–218, 100–103.
3 Jörn Grävingholt auf FES-Konferenz 2008.
4 Einen knappen und ausgewogenen Überblick über die afghanische Geschichte aus westlicher Sicht gibt: Conrad Schetter, Kleine Geschichte Afgha-

nistans, München 2004.

dass jeder Staat permanent mehr oder weniger 
stark stabilitätsgefährdenden Herausforderungen 
ausgesetzt ist, früher überwiegend durch Kon-
fl ikte mit Nachbarn, heute eher von Innen (Bür-
gerkriege) oder durch globale Faktoren (Terroris-
mus, Umwelt, Finanzkrise). Der Staat muss stän-
dig darauf reagieren, zugleich aber durch eine ge-
eignete Politik und im Austausch und unter Be-
teiligung von Experten wie Zivilgesellschaft das 
Entstehen bedrohlicher Herausforderungen mög-
lichst vermindern. Streben nach Ausgleich und 
Zusammenarbeit ist demnach zentral für Stabili-
tät. Flexibel reagieren können nur Systeme, in de-
nen viele sich einbringen können, Stabilität be-
deutet nämlich nicht Abwesenheit von Wider-
spruch. Das heißt zusammengefasst: Stabilität ist 
Bewegung und Wandel, nur wer zu Wandel fähig 
ist, gewinnt Stabilität.

Eng verbunden mit dem Begriff Stabilität ist der 
der Sicherheit. Die Gewährleistung der äußeren 
und inneren Sicherheit gehört zu den Grundauf-
gaben des Staates, der eben durch die genannten 
stabilitätsgefährdenden Faktoren permanent be-
droht ist. Unter äußerer Sicherheit wird die tradi-
tionelle Sicherheit der Grenzen und des Territo-
riums verstanden; innere Sicherheit betrifft primär 
den Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtun-
gen und der Bürger eines Staates. Der internatio-
nale Terrorismus hat diese Unterscheidung aller-
dings hinfällig gemacht, wie auch die Globalisie-
rung eine Vielzahl global wirksamer Bedrohungen 
(Umwelt, cyber war, Währungsspekulation) her-
vorgebracht hat, denen nur noch international be-
gegnet werden kann. Ganz allgemein hat sich 
nach Ende des Kalten Krieges im Westen ein um-
fassender Sicherheitsbegriff herausgebildet, der 
nicht nur eine militärische, sondern auch eine 
poli tische, soziale, gesellschaftliche, wirtschaftli-
che, ökologische und kulturelle Dimension hat, 
bis hin zur menschlichen Sicherheit.2 Und ganz im 
Sinne der Schaffung von Stabilität gilt auch hier: 
„Sicherheit kann in der modernen Welt nur ge-
währleisten, wer mit legitimer Macht ausgestattet 
Daseinsfürsorge in vielen Bereichen des Lebens 

betreibt und dazu Institutionen unterhält, die all-
gemein anerkannte Regeln wirksam und selbst re-
gelkonform anwenden.“3 

1.2 Der Krisenherd Afghanistan

Afghanistan ist seit Jahrzehnten ein Land im 
Kriegszustand. Seit dem Einmarsch der sowjeti-
schen Truppen im Dezember 1979 ist es nie zur 
Ruhe gekommen. Die sowjetische Besatzung hat 
mehr als eine Mio. Menschenleben gekostet und 
ca. 7 Mio. zu Flüchtlingen gemacht. Fortwährende 
Kämpfe und die Entwurzelung der Flüchtlinge 
führten bei vielen Menschen zu einer verstärkten 
Besinnung auf eigene Werte und einer Traditiona-
lisierung. Damit verbunden war ein Bedeutungs-
gewinn des Islam, der zum Symbol des gesamt-
nationalen Widerstands gegen die Sowjets wurde. 
Zu den Folgen der sowjetischen Besatzung gehört 
auch, dass ausländische Mächte (USA, Pakistan, 
Saudi-Arabien u.a.) begannen, antisowjetische, 
d.h. islamische Kräfte zu unterstützen. Der Abzug 
der Sowjets 1989 brachte keine Entspannung, 
 sondern spätestens ab 1992 ein sich steigerndes 
Chaos und Anarchie, wobei die sich bekämpfen-
den Parteien weiterhin von verschiedenen auslän-
dischen Mächten unterstützt wurden. Ab 1994 be-
gannen die Taliban ihren Siegeszug und machten 
sich ab 1996 daran, einen Gottesstaat nach den 
 Regeln der Scharia zu errichten. Zugleich war 
 Afghanistan Ausbildungs- und Zufl uchtsort für 
Islamisten – mit den bekannten Folgen. Nach den 
Anschlägen vom 11. September 2001, bzw. nach-
dem die Taliban die Auslieferung von Osama bin 
Laden verweigert hatten, begann am 7. Oktober 
2001 die Operation Enduring Freedom (OEF) in 
der Erwartung einer raschen Niederlage der Tali-
ban und eines darauffolgenden Aufbaus eines sta-
bilen Afghanistan.4

Heute, acht Jahre nach Beginn von OEF, ist die 
 Situation in Afghanistan unbefriedigend, darin 
stimmen alle Beobachter überein. Das Jahr 2008 
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markierte sogar in mehrfacher Hinsicht einen 
traurigen Höhepunkt: schon in der ersten Hälfte 
des Jahres kamen nach Angaben der UN 3800 
Menschen, und damit mehr als je zuvor, ums Le-
ben. Die Taliban konnten ihre Aktivitäten außer-
halb ihrer eigentlichen Hochburgen ausweiten 
und intensivieren, entsprechend hat Kabul immer 
weniger Kontrolle über das Land. Drogengeld soll 
inzwischen mehr als 50% des afghanischen Na-
tionalproduktes ausmachen. Auffällig ist ein Si-
cherheits- wie Entwicklungsgefälle zwischen den 
nord westlichen – an Zentralasien grenzenden – 
„sichereren“ Provinzen in Richtung Südosten, bis 
hin zu den außerhalb jeder staatlicher Kontrolle 
liegenden Stammesgebieten Pakistans. Afghanis-
tan ist ein schwacher, wenn nicht ein failed state. 
Daran konnten bisher weder die in wachsender 
Zahl unter US-amerikanischem Kommando ope-
rierenden OEF-Truppen, noch die unter Nato-
Führung für die Unterstützung der afghanischen 
Staatsorgane bei der Aufrechterhaltung der Si-
cherheit zuständigen Verbände der International 
Security Assistance Force (ISAF)5 etwas ändern, 
die gemeinsam mit der im Aufbau befi ndlichen 
afghanischen Armee den Wiederaufbau militä-
risch absichern und den Wiederaufbau staatlicher 
Strukturen wie auch der Infrastruktur zur Auf ga-
be haben; dies in Zusammenarbeit mit der afgha-
nischen Armee, zurzeit ca. 83.000 Mann, die stark 
in den Kampf gegen die Taliban involviert ist.

Zwar weisen vor allem westliche Politiker darauf 
hin, dass auch positive Entwicklungen zu ver-
zeichnen seien, zum Beispiel die Tatsache, dass 
heute 50% der Kinder eine Schule besuchen kön-
nen (2002 waren es nur 22%) und 25% der Mäd-
chen einen Schulabschluss nach der 9. Klasse ma-
chen. 80–85% der Afghanen haben heute Zugang 
zu einer medizinischen Grundversorgung und die 
Kindersterblichkeit ist zwischen 2001 und 2006 
um ein Viertel zurückgegangen.6 Aber auch sie 
müssen wie Hedi Wegener heute feststellen: „Die 
westlichen Staaten haben die Aufgabe Afghanis-
tan zu befrieden unterschätzt und die Möglich-
keiten Afghanistans überschätzt.“7 Die Lebens-
situation der Menschen muss dringend weiter 
verbessert und rechtsstaatliche Strukturen müssen 
geschaffen werden. Diese Aufgaben müssen of-
fensichtlich auch von Außen vorangebracht wer-
den, wobei sie noch lange militärisch begleitet 
werden müssen. Entgegen den ursprünglichen 
amerikanischen Vorstellungen ist das Problem Af-
ghanistan aber nicht rein militärisch zu lösen. Der 
Weg zu einem stabilen Afghanistan ist noch lang 
und steinig und wird die Nato-Staaten, also auch 
Deutschland, noch lange beschäftigen.

Betrachten deutsche Beobachter die Situation in 
Afghanistan schon mit Sorge, so gilt das umso 
mehr für Vertreter der benachbarten zentralasia-
tischen Staaten.

5 ISAF begann seine Tätigkeit in Afghanistan im Dezember 2001 nur im Bereich Kabul, 2006 wurde das Operationsgebiet auf ganz Afghanistan 
 ausgedehnt. Zurzeit sind 42 Staaten mit ca. 62.000 Soldaten beteiligt. Stand März 2009. Vgl. http://www.hq.nato.int/isaf/docu/epub/pdf/isaf_
placemat.pdf.

6 Hedi Wegener auf FES-Konferenz 2008.
7 Hedi Wegener auf FES-Konferenz 2008.
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Drei der fünf zentralasiatischen Staaten grenzen 
unmittelbar an Afghanistan. Tadschiken stellen in 
Afghanistan nach den Paschtunen mit 5–9 Mio. 
Menschen die zweitgrößte Bevölkerungsgruppe, 
die Zahl der Usbeken wird auf 1,5–2,5 Mio., die 
der Turkmenen auf 500 Tsd. geschätzt.8 Jahrhun-
derte lang bestanden enge Verbindungen über 
Amu-Darja und Pjandsch hinweg, Kriege und un-
terschiedliche Entwicklungswege haben in den 
letzten Jahrzehnten aber nicht nur zum Abreißen 
der Kontakte, sondern zu erheblichen Vorbehalten 
gegeneinander geführt.

Grenzlagen bergen grundsätzlich sowohl Chancen 
als auch Probleme, in diesem Fall überwiegen ein-
deutig letztere. Zentralasien hat durch das insta-
bile Afghanistan große wirtschaftliche Nachteile. 
Afghanistan wirkt wie ein Riegel, der Zentralasien 
von den gewaltigen Märkten Indien und Pakis-
tans und ihren Häfen abschottet, das Land selbst 
geht zusätzlich als naheliegender Markt verloren. 
Außerdem ist eine Reihe von zentralasiatischen 
Problemen z.B. im Energie- und Wasserbereich, 
nur in Zusammenarbeit mit einer funktionieren-
den Regierung in einem stabilen Afghanistan zu 
lösen, d. h. zurzeit nicht zu lösen. Vor allem aber 
gehen von einem instabilen Afghanistan erheb-
liche Sicherheitsrisiken für die zentralasiatischen 
Staaten aus.9 

Dies nicht erst seit 9/11. Schon während der Zeit 
der sowjetischen Besatzung hatte die instabile 
 Situation Afghanistans negative Auswirkungen 
auf die zentralasiatischen Republiken der Sowjet-
union; der Abzug der Sowjets gab Islamisten nicht 
nur in Afghanistan selber, sondern auch in allen 
Nachbarländern Auftrieb.10 Von Beginn ihrer 
Eigen staatlichkeit an wurde Afghanistan dann in 
den zentralasiatischen Republiken als Bedrohung 
von Sicherheit und Stabilität wahrgenommen, 
fürchtete man doch ein Herüberschwappen isla-

mistischer Kräfte und krimineller Strukturen. Wie 
alle GUS-Staaten sahen auch die Zentralasiaten 
während des Bürgerkrieges in den neunziger Jah-
ren die Taliban ganz klar als Bedrohung und 
setzten auf die Nordallianz.11

Nach 9/11 unterstützten die zentralasiatischen 
Staaten den westlichen Anti-Terrorkampf indem 
sie Überfl ugrechte gewährten und Truppenstatio-
nierungen erlaubten. So konnten die USA im 
usbe kischen Karschi einen Stützpunkt (K-2, 2001 
bis 2005) einrichten, Deutschland in Termes (2002 
bis heute). In Kirgisistan entstand auf dem Flug-
hafen von Bischkek ein US-Luftwaffenstützpunkt 
(Manas/Ganchi 2001–2009), in Tadschikistan hat 
Frankreich im Rahmen von ISAF seit 2001 ein 
Truppenkontingent stationiert. Selbst sind die 
zentralasiatischen Staaten nicht an den internatio-
nalen Truppenkontingenten in Afghanistan be-
teiligt.

Die Unterstützung des Anti-Terror-Kampfes fi el 
den Führungen der zentralasiatischen Staaten um-
so leichter, als damit nicht nur die Hoffnung auf 
eine Befriedung des unruhigen Nachbarn Afgha-
nistan verbunden war, sondern der Kampf gegen 
islamistische Terroristen auch ins eigene Weltbild 
passte und in Usbekistan zudem die Hoffnung be-
stand, dass quasi als Nebeneffekt auch die Vertre-
ter des politischen Islam in Usbekistan geschwächt 
würden. 

2.1 Bedrohungen durch Islamismus und   
 Terrorismus?

Islamismus und Terrorismus, von den Führungen 
der zentralasiatischen Staaten nach der Gleichung 
Islam = Islamismus = Terrorismus ganz selbstver-
ständlich als zusammengehörig betrachtet, wer-
den in unterschiedlichem Maße in allen Staaten 

2. Afghanistan als Sicherheitsrisiko für Zentralasien – Der regionale Kontext

  8 Die Gesamtbevölkerung Afghanistans soll 25-30 Mio. betragen. Alle Bevölkerungszahlen für Afghanistan beruhen auf Schätzungen. Angaben nach 
Schetter, a.a.O., S. 26f.

  9 Bernd Kuzmits, Grenzüberschreitende Kooperationen. Afghanistan und seine nördlichen Nachbarn, in: Machtmosaik Zentralasien, = Osteuropa 
57(2007)8-9, S. 417-432.

10 Farhadullah Farhad, Offi ce of Administration Affairs and Secretariat of Ministers Council, Offi ce of the President of Afghanistan, auf FES-Konferenz 
2008.

11 Siehe z.B. die Beschlüsse des GUS Gipfels am 4./5.10.1996 in Almaty.
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Zentralasiens als Bedrohung der Stabilität darge-
stellt. Insbesondere für Usbekistan gehört die 
Warnung vor dem Islamismus unter dem Stich-
wort „Wahhabiten“ geradezu zu den Staatsgrün-
dungsmythen. Afghanistan galt in diesem Zusam-
menhang schon lange vor 9/11 als bedeutender 
externer Faktor. Gleichzeitig wird aber immer 
wieder betont, dass Terroristen keine Nation und 
Religion hätten.

Als Belege für die islamistisch-terroristische Be-
drohung können Islam Karimow und seinen 
Amtskollegen der Bürgerkrieg in Tadschikistan 
und mehrere Überfälle usbekischer Islamisten die-
nen. Der tadschikische Bürgerkrieg (1992–1997) 
war allerdings nicht einfach, wie vielfach (nicht 
nur in Zentralasien) behauptet, eine Auseinander-
setzung zwischen Vertretern einer säkularen Re-
gierung mit Islamisten. Tatsächlich fanden vor 
dem Hintergrund einer tiefen sozioökonomischen 
Krise Verteilungskämpfe um Macht und Ressour-
cen entlang einer Vielzahl von Konfl iktlinien statt, 
von denen Regionalloyalitäten und politische 
 Orientierungen (Altkommunisten, „Demokraten“, 
Islamisten) die wichtigsten waren. Afghanistan 
spielte in diesen Auseinandersetzungen eine nicht 
unerhebliche Rolle als Rückzugsraum für die 
 Oppositionskräfte, außerdem unterstützte die Vor-
Taliban-Regierung lange Zeit die tadschikischen 
Islamisten. Der Bürgerkrieg endete offi ziell 1997 
mit einem Friedensvertrag, der auch die Isla-
misten in die Regierung einband.12 

Die wenigen weiteren Islamisten zugeschriebenen 
Vorfälle in Zentralasien hatten alle eine Zielrich-
tung gegen Usbekistan, auch wenn zwei Mal 
 Kirgisistan betroffen war. Am 16. Februar 1999 
 explodierten in Taschkent 6 Autobomben, es gab 
16 Tote und über hundert Verletzte. Eigentliches 
Ziel soll Präsident Karimow gewesen sein. Die Tat 
wird der Islamischen Bewegung Usbekistans (s.u.) 
zugeschrieben. Es folgte eine Repressionswelle. 
Im August desselben Jahres drangen Kämpfer der 
Islamischen Bewegung Usbekistans aus Tadschi-
kistan kommend in das kirgisische Gebiet Batken 
ein. Zwar konnten sie ihr eigentliches Ziel Usbe-

kistan nicht erreichen, aber doch durch erfolg-
reiche Geiselnahmen mehrere Mio. US-Dollar er-
pressen. Im Sommer 2000 kam es zu einem ähn-
lichen Vorfall. Als Reaktion verstärkte Usbekistan 
die Verfolgung von „Islamisten“ und verminte 
Abschnitte seiner Grenzen zu Tadschikistan und 
Kirgisistan, was zu erheblichen zwischenstaatli-
chen Spannungen führte.

Zwar hat es 2004 Selbstmordattentate in Taschkent 
und Buchara gegeben, bei denen 19 Menschen zu 
Tode kamen, aber insgesamt kann man sagen, 
dass es seit der Jahrtausendwende keine ein-
schneidenden Terrorereignisse mehr in Zentral-
asien gegeben hat. Ganz im Gegensatz dazu ist 
die Region aber 2001 – nach 9/11 – in den Fokus 
globaler Terrorismusbekämpfung gerückt.

Alle genannten Vorfälle werden der Islamischen 
Bewegung Usbekistans (engl. Islamic Movement 
of Uzbekistan, IMU) zugeschrieben.13 Dabei han-
delt es sich um eine Organisation, die aus ver-
schiedenen islamischen Gruppierungen Anfang 
der 90er Jahre im Fergana-Tal entstanden ist, sich 
aber erst im Sommer 1999 unter dem Namen IMU 
konstituiert hat. Wichtigstes Ziel ist der Sturz des 
usbekischen Präsidenten Islam Karimov. Staatli-
che Verfolgung von Anfang an konnte sie nicht 
von ihrem Ziel abbringen, verdrängte ihre Kämp-
fer aber anfangs nach Tadschikistan, wo sie sich 
am Bürgerkrieg beteiligten, dann nach Afgha-
nistan. Ihr Anführer Dschuma Namangani koope-
rierte mit den Taliban und konnte so die beschrie-
benen Anschläge in Zentralasien lancieren und 
sich gut im Drogengeschäft positionieren. Die 
Luftangriffe auf Afghanistan haben der IMU 
schwere Verluste beigebracht. Namangani soll bei 
der Schlacht um Mazar-i Sharif ums Leben ge-
kommen sein. Heute operiert die IMU unter der 
Führung von Tahir Joldaschev von Pakistan aus.

2002 spaltete sich von der IMU die Islamische 
Jihad Union (IJU) ab. Für ihre Kämpfer steht nicht 
mehr Usbekistan im Zentrum, sondern Afgha-
nistan, entsprechend arbeiten sie eng mit den Tali-
ban und Al-Qaida zusammen. Ganz offensichtlich 

12 Zum Bürgerkrieg in Tadschikistan und seinen Folgen siehe: Astrid von Borcke, Der tadschikische Bürgerkrieg: Lokale Tragödie oder geopolitische 
Herausforderung, = BBIOst 19–1995; Lena Jonson, Tajikistan in the New Central Asia: Geopolitics, Great Power Rivalry and Radical Islam, London 
2006.

13 Zu den Gruppierungen siehe: Guido Steinberg, Die Islamische Jihad-Union. Zur Internationalisierung des usbekischen Jihadismus, SWP-Aktuell 
23, März 2008, = http://www.swp-berlin.org/common/get_document.php?asset_id=4826; Uwe Halbach, Zentralasien im Kampf gegen den mili-
tanten Islamismus, SWP-Aktuell 20, März 2008, = http://www.swp-berlin.org/common/get_document.php?asset_id=4804.
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hat die IJU, die wohl nicht mehr als 200 Anhänger 
hat, Wirkung bis nach Deutschland, wie die Fest-
nahmen im Sauerland 2007 zeigen. Der viel kri-
tisierte Deutschlandbesuch des usbekischen Ge-
heimdienstchefs Inojatov in Berlin unmittelbar 
nach der Aufhebung der Sanktionen 2008 wird 
mit dem Austausch von Informationen über die 
IJU in Zusammenhang gebracht.14

Der in Zentralasien auch immer wieder erwähnten 
Gruppierung Hizb ut-Tahrir wird von Fachleuten 
nur geringe Bedeutung zugeschrieben. Sie hat 
panislamische Ziele (Schaffung eines theokrati-
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Anfechtungen geheilt und lehne, wie die absolute 
Mehrheit der muslimischen Bevölkerung Zentral-
asiens insgesamt, die Bildung eines islamischen 
Staates ab. Natürlich würden die gegenwärtigen 
Erfolge der Islamisten in Afghanistan Wirkung 
zeigen, aber die Ursache des Islamismus in Zen-
tralasien bestehe darin, dass die weltliche Macht 
nicht in der Lage sei, wichtige gesellschaftliche 
und soziale Probleme zu lösen. Hier stimmen 
Rachmatov und Halbach also überein.

Anders als Halbach sieht Rachmatov aber lang-
fristig, darin Forschungen seines Landsmannes 
Mukhabbat Salimzoda folgend,22 eine erhebliche 
und steigende Gefährdung dieser Stabilität durch 
IMU und IJU. Zwar hätten beide Gruppierungen 
nach den blutigen Ereignissen in Andischan 2005 
die Zielrichtung ihres Kampfes auch auf die USA, 
Israel, Russland und Westeuropa ausgedehnt, 
doch zugleich den Präsidenten Karimov, Rahmon 
und Akaev den Dschihad erklärt. Ganz aktuell 
würden kompetente Quellen ein zunehmendes 
Zusammenfallen der Interessen von IMU, Hizb-ut 
Tahrir und „Salafi ten“23 melden, die gemeinsam 
ein Kalifat in Zentralasien errichten wollen. Dabei 
fände eine Internationalisierung der regionalen 
Strukturen statt, die ohnehin schon unter Einfl uss 
der radikal islamistischen Organisationen des Na-
hen und Mittleren Ostens stünden.

Parallel dazu sieht Rachmatov aber auch eine ge-
fährliche Förderung der Islamisten durch Pakistan 
und die USA. Die Ausbildung der zentralasia-
tischen Kämpfer erfolge in der pakistanischen 
Medresse unter pakistanischer Ägide durch den 
ehemaligen Chef der Militäraufklärung, General 
Hamid Gul. Aber nicht nur das, Rachmatov geht 
in Hinblick auf die Verbindung von zentralasia-
tischen islamistischen Organisationen und dem 
pakistanischen Geheimdienst sogar noch weiter 
und postuliert ein US-amerikanisches Spiel mit 
Doppelstandards. Er folgt darin einem russischen 
Publizisten, der die IMU als „Vortrupp der west-
lichen Expansion“24 nach Zentralasien mit Hilfe 
des pakistanischen Geheimdienstes bezeichnet. 
Demnach unterstützen die USA Organisationen 

wie die IMU, damit sie Unruhe in die zentralasia-
tischen Republiken bringen und deren Regie-
rungen an ihrer eigentlich geplanten Annäherung 
an die Russische Föderation (RF) hindern. Gleich-
zeitig erhalte die IMU Unterstützung von Osama 
bin Laden. „Die IMU erscheint als Instrument des 
Drucks auf die zentralasiatischen Regime mit dem 
Ziel des allmählichen Eindringens der USA in die-
se Region.“25 Alle engeren Partner der IMU seien 
für den Kampf gegen die Sowjetunion gegründet 
worden und bis heute nicht aus diesen Sphären 
herausgekommen. Die IMU solle die Führungen 
der schwachen Staaten der Region in Angst und 
Schrecken versetzen und in die Arme eines star-
ken Partners treiben. Amerikanische Stützpunkte 
in Zentralasien sind nach dieser Argumentation 
der Beleg für den Erfolg der Taktik.

Natürlich widerspricht das offi zielle Pakistan sol-
chen Darstellungen. Laut Rustam Shah Mohmand, 
dem ehemaligen pakistanischen Botschafter in Af-
ghanistan und heutigen Regierungsberater, hat 
der pakistanische Geheimdienst nie sezessionis-
tische afghanische oder tadschikische Gruppierun-
gen unterstützt. Pakistan habe Interesse an einem 
stabilen Afghanistan, denn es sei Opfer des Terro-
rismus: 1.500 Menschen, darunter bekannte Politi-
ker, seien ihm schon zum Opfer gefallen. Pakistan 
habe in den letzten 20 Jahren 3,5 Mio. Flüchtlinge 
aus Afghanistan aufgenommen und 200 Kämpfer 
an die USA ausgeliefert. Ohne pakistanische Hilfe 
hätten die USA und die Nato in Afghanistan gar 
nicht operieren können. In Wissenschaft und 
 Publizistik ist dagegen unumstritten, dass Pakis-
tan, d.h. der Inter-Services Intelligence (ISI), ganz 
auf seinen Dauerkonfl ikt mit Indien (Kaschmir) 
 fi xiert, lange Zeit die Taliban und andere Terro-
risten unterstützt und Ausbildungslager in den 
Grenzgebieten toleriert hat. Heute ist es zwar ak-
tiv am Kampf gegen den Terror beteiligt, aber viel 
zu schwach, instabil und intern zerstritten, um 
wirksam handeln zu können. Es hat keinerlei 
Kontrolle über sein Grenzgebiet zu Afghanistan 
und ist deshalb nach wie vor Rückzugsort von be-
kannten islamistischen Terroristen.26

22 Mukhabbat Salimzoda, Islam i sekuljarnoe gosudarstvo, Bishkek 2008.
23 Am 8.1.2009 wurde die neofundamentalistische Bewegung der Salafi ten auf Beschluss des Obersten Gerichts in Tadschikistan verboten.
24 V. Anokhin, Chto skazal IDU. Filial „Al-Kaidy“ vyrazil volju Vashingtona? 14.9.2006. Ursprünglich erschienen bei http://www.pravda.ru/, abruf-

bar unter: http://www.centrasia.ru/newsA.php?st=1158254040.
25 Ebd.
26 Christian Wagner, Pakistans Interessen in Afghanistan, in: Peter Schmidt, Hg., Das internationale Engagement in Afghanistan. Strategien, Perspek-

tiven Konsequenzen, SWP Studie 23, August 2008, S.65-69, = http://www.swp-berlin.org/common/get_document.php?asset_id=5196.
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Von vielen westlichen Forschern aber auch von 
Vertretern der „Zivilgesellschaft“ in Zentralasien 
wird in diesem Zusammenhang immer wieder 
darauf hingewiesen, dass die reale oder postu-
lierte islamistische Terrorgefahr den herrschenden 
Regimes in Zentralasien als Mittel zur Einschrän-
kung politischer Freiheiten dient(e), als Vorwand 



STABILITÄT UND SICHERHEIT IN ZENTRALASIEN – AFGHANISTAN

13

157.000 ha, die Opiumproduktion wird auf 7.700 
metrische Tonnen geschätzt, das wären 6% weni-
ger als im Vorjahr.30 Allerdings sind die verblei-
benden 16 südlichen Provinzen, vor allem Hel-
mand, schon immer das Zentrum des Drogenan-
baus gewesen und auch 2008 wurden hier unver-
ändert hohe Ernten eingefahren.31   

Die internationale Gebergemeinschaft soll bislang 
mehr als 100 Mio. US-Dollar für den Kampf gegen 
Drogen, d.h. vor allem für Ausgleichszahlungen 
oder Förderung von Alternativkulturen, zur Ver-
fügung gestellt haben. Ein Erfolg wird vor allem 
durch die starke Korruption verhindert, denn nur 
ein Bruchteil des Geldes erreicht die Adressaten. 
Ausdruck dieses Misserfolges ist auch, dass die 
Nato-Verteidigungsminister im Oktober 2008 in 
Budapest beschlossen haben, dass die ISAF Trup-
pen offensiv gegen Drogenhandel vorgehen sol-
len. Eine tatsächliche Verbesserung wird auch hier 
nur durch eine Verbesserung der Sicherheitslage 
und damit verbunden einem ökonomischen Wie-
deraufbau zu erreichen sein.

Die Ursachen des Drogenanbaus werden unter-
schiedlich dargestellt, daraus folgen dann auch 
verschiedene Bewertungen des Rückgangs im 
Jahr 2008 wie auch unterschiedliche  Prognosen. 
Häufi g angeführt wird die schwierige sozioöko-
nomische Lage der Landbevölkerung, die schon 
mangels Alternative geradezu gezwungen sei, 
Drogen anzubauen oder sich dem außerordentlich 
hohen Profi t beim Mohnanbau nicht entziehen 
könne (2008 bei schlechten Opiumpreisen 1 kg 
Rohopium = 61,74 US-Dollar, 1 kg Weizen = 0,6 
US-Dollar).32 Farhadullah Farhad als Vertreter der 
afghanischen Regierung weist dagegen darauf 
hin, dass nicht die Bauern die Profi teure des sehr 
arbeitsintensiven Mohnanbaus seien, sondern die 
Händler. Nach seiner Einschätzung würden die 

Bauern, wenn sie wirkliche Alternativen bekämen, 
zugreifen.33 Die afghanische Regierung betont, 
dass es sich um ein internationales Problem han-
dele, das durch westliche Nachfrage angeheizt 
würde,34 entsprechend setzt sie auf internationale 
Hilfe. Eine UNODC-Studie hebt hervor, dass vor 
allem im Süden, wo die Instabilität besonders 
groß ist und die Taliban die Herrschaft haben, 
Mohn angebaut werde. Den Rückgang 2008 führt 
UNODC auf ungünstige Witterungsbedingungen, 
wegen Überproduktion gesunkene Opiumpreise 
und Druck der Regierung zurück.35 Die Erfolge in-
ternationaler Programme bewertet sie auffallend 
zurückhaltend, Besserung könnten nur struktu-
relle und volkswirtschaftliche Veränderungen im 
Staat Afghanistan, Sicherheit und Kampf gegen 
die Korruption bringen. Der kirgisische Wissen-
schaftler Atai Moldobaev als Vertreter eines vom 
Drogentransfer betroffenen Landes bezweifelt 
nicht nur die Erfolge der internationalen Program-
me wie die Möglichkeit der langfristigen Stabili-
sierung Afghanistans, er sieht sogar die Vereini-
gten Staaten als Verursacher und Profi teur des 
Drogenhandels. Wie einige andere Kommenta-
toren auch, ignoriert er die Tatsache, dass der Dro-
genanbau 2001 schon vor Beginn von OEF wieder 
stark angestiegen war und betont stattdessen, 
dass die Taliban im Jahr 2000 erfolgreich den Dro-
genanbau bekämpft hätten, aber infolge der OEF 
dann wieder ein enormer Anstieg zu verzeichnen 
gewesen sei. Für ihn folgt daraus, dass die USA 
sich öffentlich gegen Terrorismus und Drogen 
wenden, tatsächlich aber Instabilität, Terrorismus 
und Drogen in die Region gebracht hätten.36

Die ganz überwiegende Menge afghanischer Dro-
gen wurde und wird über Iran und Pakistan außer 
Landes gebracht. Zentralasien ist vom afghani schen 
Drogentransfer erst seit Zerfall der Sowjetunion 
 betroffen, als ineffektive Sicherheitsstrukturen, 

30 Afghanistan Opium Survey, November 2008, = http://www.unodc.org/documents/crop-monitoring/Afghanistan_Opium_Survey_2008.pdf.
31 Afghanistan Opium Survey 2008, August 2008, S.3, = http://www.unodc.org/documents/publications/Afghanistan_Opium_Survey_2008.pdf.
32 UNODC, Afghanistan. Opium Winter assessment, January 2009, = http://www.unodc.org/documents/crop-monitoring/ORA_report_2009.pdf, S. 19.
33 Farhadullah Farhad auf FES-Konferenz 2008.
34 Ahto Lobjakas, a.a.O.
35 UNODC, 2009, a.a.O., S. 14.
36 Moldobaev bezieht sich dabei auf anti-amerikanische Verschwörungstheorien eines ominösen kanadischen think tank, auf dessen Seiten ein Prof. 

Chossudovsky Verbindungen zwischen CIA und Al Qaida unterstellt (Michel Chossudovsky, Fabricating an Enemy. It is the Bush administrati-
on, rather than Bagdad, which is supporting Al Qaeda, 28 January 2003, =http://globalresearch.ca/articles/CHO301B.html) und das Interesse 
der amerikanischen Regierung und ihrer Spezialeinheiten am Wachstum der Drogenindustrie behauptet. (M. Chossudovsky, The Spoils of War: 
Afghanistan’s Multibillion Heroin Trade. Washington’s Hidden Agenda: Restore the Drug Trade, May 5, 2006, = http://www.globalresearch.
ca/index.php?context=va&aid=91; ders., Who benefi ts from the Afghan Opium Trade? Sept.21, 2006, = http://www.globalresearch.ca/index.
php?context=va&aid=3294).
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machen. Auch jeder europäische Gast, der einmal 
einen zentralasiatischen Grenzkontrollpunkt pas-
sieren musste, weiß ein Lied davon zu singen.

Das Thema Grenzen war in Zentralasien lange 
Zeit durch einen auffälligen Zwiespalt gekenn-
zeichnet. Während dem Grenzschutz viel zu we-
nig Aufmerksamkeit (und Geld) zugebilligt wur-
de, waren Verlauf und Defi nition der Grenzen als 
solches ein zwischen- wie innerstaatlich heftig 
und emotional diskutiertes Thema.

Das (durch Staatsgrenzen defi nierte) Staatsgebiet 
gilt neben Staatsvolk und Staatsgewalt als Grund-
merkmal eines Staates. Entsprechend groß war 
und ist die Aufmerksamkeit der jungen zentral-
asiatischen Nationalstaaten für die Grenzen ihres 
Territoriums. Und die sind in mehrfacher Hinsicht 
problematisch, wurden doch 1991 innersowjeti-
sche Verwaltungsgrenzen zu völkerrechtlich ver-
bindlichen Staatsgrenzen. Diese Grenzen sind erst 
1924 von den Bolschewiki gezogen und mehrfach 
verändert worden, bis 1936 die (multinationalen) 
Unionsrepubliken Kasachstan, Kirgisistan, Tadschi-
kistan, Turkmenistan und Usbekistan geschaffen 
wurden. Dieser unter dem Stichwort „Nationale 
Abgrenzung“ bekannte, auch heute noch um-
strittene, Vorgang erfolgte nach theoretischen, 
macht- und nationalitätenpolitischen sowie öko-
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Grenzabschnitte behauptete, sie sei als Verteidi-
gung der nationalen usbekischen Interessen not-
wendig gewesen, da der frühere kirgisische Präsi-
dent Askar Akaev mehrfach öffentlich erklärt 
habe, dass Kirgisistan seine Grenzen nicht für 
fremde Terroristen schließe – was natürlich wiede-
rum Widerspruch bei kirgisischen Konferenzteil-
nehmern hervorrief.

Das nahezu ungehinderte Eindringen von Terro-
risten nach Kirgisistan 1999 bewirkte auch, dass  
in allen zentralasiatischen Staaten mehr Aufmerk-
samkeit auf die Grenzsicherung gelegt wurde. Die 
Bemühungen um die Delimitierung strittiger Grenz-
abschnitte wurden zumindest verstärkt, zwischen 
fast allen Staaten ein Visaregime eingerichtet und 
die Grenztruppen besser ausgerüstet. Doch be-
steht großer Modernisierungs- und Ausbildungs-
bedarf. Hier setzt u.a. das „European Border Ma-
nagement Programme in Central Asia“ (BOMCA) 
an,47 eine europäische Initiative“, die seit 2002 un-
ter dem Motto: „More open, more secure“ unter 
dem Dach der UN in allen zentralasiatischen 
Staaten Unterstützung beim Ausbau des Grenz-
managements leistet. Mit BOMCA verknüpft ar-
beitet außerdem seit 2003 CADAP (EU Central 
Asia Drug Action Programme). 48 Außerdem wa-
ren den Themen Grenzmanagement, Drogenbe-
kämpfung und nationale Grenzstrategien bereits 
mehrere internationale Konferenzen von EU, 
OSZE, UNDP, UNODC, den zentralasiatischen 
Staaten sowie der Shanghai Cooperation Organi-
zation (SCO) und der Collective Security Treaty 
Organization (CSTO) gewidmet.

Die Probleme der Grenzsicherung wie auch die 
Tätigkeit der BOMCA lassen sich beispielhaft an 
der Grenze zwischen Afghanistan und Tadschiki-
stan beobachten. Diese mehr als 1.200 km lange, 
schwer zu sichernde Hochgebirgsgrenze wurde 
bis zum Sommer 2005 von Grenztruppen der Rus-
sischen Föderation geschützt, erst dann übernah-
men tadschikische Grenztruppen diese Aufgabe. 
Ihre Situation ist problematisch, denn die tech-

nische Ausstattung ist mangelhaft, der Ausbil-
dungsstand gering und die rechtlichen Grundla-
gen für ihre Tätigkeit fehlen, Korruption ist ver-
breitet. Dies wird auch in seltener Übereinstim-
mung von Ost und West so gesehen. Geordnete 
Verhältnisse an der Grenze wären nicht nur für 
die staatliche Sicherheit von Bedeutung, sondern 
auch für die Bevölkerung und die Wirtschaft auf 
beiden Seiten der Grenze. Geordnet bedeutet, dass 
die Grenze undurchdringlich für Straftäter sein 
müsste, die Normalbevölkerung sie aber in ange-
messenem Zeitaufwand und ohne Sonderzah-
lungen überschreiten können müsste. Märkte an 
der Grenze könnten den Lebensstandard auf bei-
den Seiten erhöhen, wären also eine Form von Ar-
mutsbekämpfung und zugleich eine vertrauens-
bildende Maßnahme, denn durch diese Integra-
tion von unten würden die Menschen auf beiden 
Seiten der Grenze wieder miteinander in Kontakt 
kommen.

Die tadschikisch-afghanische Grenze gehört zu 
den Prioritäten des BOMCA-Programms. Es konn-
te nicht nur die technische Ausrüstung erneuert 
und die Infrastruktur modernisiert werden, son-
dern  es wurde auch die Ausbildung der Grenzer 
verbessert und computerbasierte Datenbanken 
eingerichtet. Des Weiteren wurden die Lebensbe-
dingungen an den teilweise zivilisationsfernen 
Grenzposten verbessert.49 Es gibt eine ähnliche In-
itiative zur Verbesserung des Grenzmanagements 
auf der afghanischen Seite (BOMBAF).

Nach Selbsteinschätzung von BOMCA zeigt das 
Programm gute Ergebnisse, weil alle Betroffenen 
die Neuerungen als überzeugend und vorteilhaft 
empÞ nden und die Akzeptanz daher groß ist. 50 Es 
gibt aber in Zentralasien wie in Europa durchaus 
kritischere Stimmen was den Erfolg betrifft: Qo-
simscho Iskandarow meint ganz grundsätzlich, 
dass die Grenze noch keineswegs sicherer gewor-
den sei.51 Andere Stimmen beklagen z.B. die man-
gelnde Abstimmung der Geberländer, die zu ver-
meidbaren Problemen wie der technischen In-

47 Siehe: http://bomca.eu-bomca.kg/en/about.
48 Siehe: http://cadap.eu-bomca.kg/.
49 Eine plastische Beschreibung der Situation an der Grenze und der BOMCA-Maßnahmen gibt: Richard Lewington, CADAP und BOMCA. E U-

Programme zur Einführung eines modernen Grenzmanagements in Tadschikistan, in: Zentralasien-Analysen 15/2009, = http://www.laen der-ana-
lysen.de/zentralasien/pdf/ZentralasienAnalysen15.pdf, S.6-9.

50 Richard Lewington, bis Ende 2008 Chief Technical Advisor BOMCA/CADAP in Tadschikistan, auf FES-Konferenz 2008.
51 Kosmischo Iskandarow, Grenzordnung und Grenzmanagement in Zentralasien. Das Beispiel Tadschikistan, in: Zentralasien-Analysen 15/2009, 

a.a.O., S. 2-6.
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kompatibilität von Geräten führt, vor allem aber, 
dass eine mit westlicher Technik verbesserte 
Grenzkontrolle die Grenzen sicherer, aber zu-
gleich undurchdringlicher mache - weil die Grenz-
beamten sie zur Machtausübung und zum Geld-
erwerb nutzen.52

In Bezug auf das Thema Grenzen besteht wegen 
der Verminung und der noch ungeklärten Grenz-
abschnitte ganz offensichtlich ein hohes Konfl ikt-
potential zwischen einzelnen Staaten Zentralasi-
ens. Die Probleme an den Grenzen mit Afgha-
nistan sind zwar eigentlich strukturell größer und 

bedrohlicher, zugleich aber weniger konkret auf 
„Schuldige“ zurückzuführen und von daher we-
niger „heiß“.

Wenn man also in Bezug auf die Bedrohungen 
durch Islamismus und Drogen sowie die proble-
matischen Grenzen überhaupt einen gemein-
samen Standpunkt der verschiedenen zentralasia-
tischen Staaten feststellen will, dann den, dass die 
jeweiligen Ursachen primär nicht im eigenen 
Land liegen, sondern in anderen Staaten, insbe-
sondere in Afghanistan.

52 Nick Megoran, Central Asia: Rethinking Border Control Assistance, Eurasia insight 12/3/2007, = http://www.eurasianet.org/departments/in-
sight/articles/eav120307a.shtml; Bernd Kuzmits, Grenzüberschreitende Kooperation, a.a.O., S. 421-423.
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Bei der großen Bedeutung, die man in Zentrala-
sien dem äußeren Faktor Afghanistan als Bedro-
hung der eigenen Stabilität und Sicherheit bei-
misst, sollte man auch ein großes Engagement zur 
Lösung dieses Unruheherdes erwarten. Die Mög-
lichkeiten der zentralasiatischen Staaten im globa-
len Rahmen sind jedoch in mehrfacher Hinsicht 
eingeschränkt, operieren sie doch als international 
relativ unbedeutende Akteure in einem schwie-
rigen globalen geopolitischen Spannungsfeld.

Ein Ansatz zur langfristigen Schaffung eines sta-
bilen Afghanistan war die Unterstützung der 
westlichen Truppen. Jeder Beschluss über ameri-
kanische Truppenstationierungen in Zentralasien 
tangiert aber nicht nur Zentralasien, die USA und 
Afghanistan, sondern auch Russland. Der Kampf 
gegen den Terrorismus, verstanden als islamischer 
Extremismus, hat auch innerhalb der Russischen 
Föderation hohe Priorität und der Kreml hat(te) 
ein geradezu existenzielles Interesse an Stabilität 
in Zentralasien (und Afghanistan).53 Wie die zen-
tralasiatischen Staaten hat auch die Russische Fö-
deration die westlichen Koalitionsstreitkräfte im 
Winter 2001/02 unterstützt. Zugleich betrachtet 
Russland aber die Nachfolgestaaten der Sowjet-
union als besonderes Einfl ussgebiet. Entsprechend 
wurden unter Putin die amerikanischen Stütz-
punkte in Zentralasien mit Unbehagen betrachtet, 
aber toleriert, denn das amerikanische Engage-
ment in Afghanistan war auch für Russland von 
Vorteil. Seit aber klar wurde, dass Afghanistan 
nicht mit einem zeitlich begrenzten Militärschlag 
zu befrieden und stabilisieren sein würde, wuchs 
neben der Genugtuung darüber, dass die Ameri-
kaner an Afghanistan zu scheitern drohten, wie 
zwanzig Jahre zuvor die Russen, die Sorge – und 
das Unbehagen über die amerikanische Dauerprä-
senz im eigenen Hinterhof.

Für die zentralasiatischen Staaten bedeutet das, 
dass sie sich in einem Spannungsfeld russischer 
und amerikanischer/westlicher geopolitischer Ri-

valitäten bewegen. Bei einer Annäherung von 
USA und Russischer Föderation ist ihr Spielraum 
begrenzt, in Phasen divergierender Interessen 
können sie von der Rivalität profi tieren. Dabei 
geht es nicht nur um fi nanzielle Vorteile i.w.S., 
sondern auch um internationales Standing und 
ein Abwägen zwischen Russland und dem Wes-
ten. Mit der Russischen Föderation teilt man das 
Feinbild und die Vorgehensweise gegen Islamis-
mus und Terrorismus, stört sich aber an Vor-
machtansprüchen und dem Auftreten als älterer 
Bruder, die westlichen Staaten haben für Statio-
nierungsmöglichkeiten (und Energielieferungen) 
großzügige fi nanzielle Angebote gemacht, stellen 
aber immer mal wieder Forderungen in Bezug auf 
die Einhaltung von Mindeststandards bei Demo-
kratie und Menschenrechten. Am auffälligsten 
sind die daraus folgenden außenpolitischen 
Schwankungen bei Usbekistan; Kirgisistan ist es 
lange Zeit mit einer berechenbarer wirkenden 
 Politik gelungen, das Beste für sich aus der Situa-
tion herauszuholen. 

Die innenpolitische Debatte in Kirgisistan im 
 Vorfeld des Beschlusses zur Schließung der US-
Luftwaffenbasis, aber auch die zuvor erwähnten 
verschwörungstheoretischen Überlegungen von 
Rachmatov und Moldobaev deuten darauf hin, 
dass es nicht nur in Russland, sondern auch in 
Zentralasien Bedenkenträger gegenüber der ame-
rikanischen Truppenpräsenz gab. Aber offensicht-
lich ist den zentralasiatischen Führungen wie der 
russischen auch klar, dass der Kraftakt Afgha-
nistan nur in Zusammenarbeit mit dem Westen zu 
bewältigen ist. Entsprechend haben sie auch zu-
sammen mit der Russischen Föderation auf dem 
Nato-Gipfel im Bukarest Anfang April 2008 ver-
stärkte Bereitschaft zur Kooperation mit dem Wes-
ten in Afghanistan bekundet.54 

Im Winter 2008/09 wurden die Karten in vielerlei 
Hinsicht neu gemischt. Die USA unter ihrem neu-
en Präsidenten Obama billigen Afghanistan er-

53 Christian Wipperfürth, Russland – Zentralasien – Afghanistan: Ein Beziehungsgefl echt, = DIAS-Analyse 33/2008, S.4, = http://www.dias-online.
org/fi leadmin/templates/downloads/DIAS_Analysen/DIAS_Analyse_33_Wipperfuerth_Zentralasien_080629.pdf.

54 Vgl. http://www.nato.int/docu/pr/2008/p08-049e.html, Punkt 29.

3. Zentralasien – Afghanistan im internationalen Kontext
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höhte Priorität zu, d.h. mehr Verhandlungsbereit-
schaft sowohl in Afghanistan, als auch gegenüber 
Russland, aber auch mehr Truppen und verstärk-
ten militärischen Druck. Gleichzeitig werden die 
bisherigen westlichen Nachschubrouten durch Pa-
kistan immer unsicherer. Die Bedeutung Zentrala-
siens wie Russlands für die Versorgung der ISAF 
wächst daher. 

Jedoch hat Kirgisistan am 3. Februar 2009, wohl 
befördert durch erhebliche Finanzzusagen Russ-
lands, die Schließung der amerikanischen Luft-
waffenbasis auf dem Manas-Flughafen beschlos-
sen. Die Präsenz der Amerikaner war im politisch 
unruhigen Kirgisistan zunehmend umstritten, 
Präsident Bakijew erhoffte sich mit diesem fi nan-
ziell lukrativen Beschluss ein verbessertes innen-
politisches Standing.

In Reaktion darauf haben die anderen zentralasia-
tischen Führungen dem Westen Unterstützung 
angeboten. Tadschikistan erlaubt den Transport 
ziviler Güter über sein Staatsgebiet, Usbekistan, 
dem wegen seiner besseren Infrastruktur noch 
mehr als bisher eine Schlüsselfunktion zukommt, 
ebenso. Kasachstan hat zusätzlich sogar perso-
nelle Unterstützung beim Wiederaufbau Afgha-
nistans signalisiert. Dort hatte man schon im 
 November 2008 darüber nachgedacht, ob das 
Land nach Abzug seiner Truppen aus dem Irak in 
Afghanistan aktiv werden solle. Selbst Kirgisistan 
hat unabhängig von der Schließung des US-Luft-
waffenstützpunktes den Transport nichtmilitäri-
scher Güter über sein Territorium erlaubt und so-
gar Turkmenistan hat seinen Luftraum für den 
Transport nichtmilitärischer Güter nach Afgha-
nistan freigegeben. Die Führungen der zentralasia-
tischen Staaten sind also eindeutig an einem wei-
teren westlichen Engagement in Afghanistan in-
teressiert. Und zwar nicht nur im Interesse der 
Stabilisierung Afghanistans, ein rein russisches 
Engagement kann auch geopolitisch nicht in ih-
rem Interesse sein.55 

Über die russische Haltung zum internationalen 
Afghanistaneinsatz und die Motive, die hinter 
Russlands Bemühen um die Schließung der ame-
rikanischen Luftwaffenbasis in Kirgisistan stan-
den,56 ist viel spekuliert worden. Ein Sieg der Ta-
liban ist keinesfalls in seinem Interesse und die 
aktuelle Lage in Afghanistan daher auch für den 
Kreml besorgniserregend. Da ein russisches mili-
tärisches Engagement aber nicht zur Debatte 
steht, unterstützt man folglich die Nato und hat 
ihr auch Transitrechte gewährt. Amerikanische 
Truppenstationierungen in Zentralasien werden 
allerdings nicht unterstützt, selbst wenn das die 
Situation in Afghanistan verschärfen sollte. West-
liches Afghanistanengagement ist also erwünscht 
und wird unterstützt, aber zu Moskauer Kondi-
tionen.57

Die militärische Befriedung Afghanistans ist nur 
ein Weg hin zu mehr Stabilität im Süden Zentrala-
siens. Ein weiterer sind Initiativen zur Lösung des 
Afghanistanproblems am Verhandlungstisch. Hier 
ist es allen Vertretern zentralasiatischer Staaten 
vor allem wichtig, als betroffene Nachbarländer 
beteiligt zu werden. Anders als der Iran, der von 
der US-Politik aus politischen Gründen ausge-
schlossen blieb, und Pakistan wurden die nörd-
lichen Nachbarländer bisher in westlichen Überle-
gungen oft schlicht vergessen. 

Die Vorschläge, die Vertreter der zentralasiati-
schen Staaten zur Stabilisierung Afghanistans auf 
dem Verhandlungsweg machen, sind geradezu 
symptomatisch für die Außendarstellung ihrer 
Länder und ihre Haltung gegenüber internatio-
naler Kooperation.

Kirgisen plädieren für eine möglichst starke Ein-
bindung Afghanistans in die internationale Ge-
meinschaft und die Schaffung neuer regionaler 
Zusammenschlüsse, die dann Foren für die Suche 
nach Friedenslösungen sein sollen. So bedauert 
Esen Usubalijew,58 dass Afghanistan bis heute kein 

55 Stephen Blank, Beyond Manas: Russia’s Game in Afghanistan, in: CACI Analyst 02/11/2009, =http://www.cacianalyst.org/?q=node/5036.
56 Von russischer Seite wird ein Zusammenhang zwischen dem Beschluss der kirgisischen Regierung, den Luftwaffenstützpunkt zu schließen und 

den großzügigen russischen Finanzzusagen geleugnet. Siehe z.B. die Äußerungen des russischen Verteidigungsministers Sergej Lawrow im Spiegel 
8/2009, S. 107.

57 Andrea Schmitz, Uwe Halbach, Planspiele am Hindukusch. Die drohende Schließung der amerikanischen Militärbasis in Kirgisien verengt die 
Spielräume der Nato in Afghanistan, SWP-Aktuell 10, Feb. 2009, = http://www.swp-berlin.org/common/get_document.php?asset_id=5795.

58 Esen Usubaliev auf FES-Konferenz 2008.
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vollwertiges Mitglied der internationalen Gemein-
schaft sei und beklagt, dass es kein regionales 
Bündnis für Sicherheit und Stabilität oder eine Or-
ganisation mit dem ausschließlichen Ziel Sicher-
heit in Afghanistan und Zentralasien zu schaffen 
gäbe. Trotz oder gerade wegen der Konkurrenz 
bzw. der angespannten Beziehungen zwischen 
vielen der infrage kommenden Staaten, plädiert er 
für die Gründung einer Gesamtasiatischen Orga-
nisation für Sicherheit, wie sie schon seit Grün-
dung der KSZE (ergebnislos) angedacht wurde.

Während derartige kirgisische Überlegungen 
mehr theoretischer Natur sind, ist Usbekistan 2008 
mit einer eigenen Initiative an die Weltöffentlich-
keit getreten, die zugleich dazu diente, die beson-
dere Rolle des Landes wie seines Präsidenten her-
vorzuheben. So heißt es von usbekischer Seite 
nicht nur, dass Präsident Karimow seit der Unab-
hängigkeit immer wieder mit konkreten Vorschlä-
gen und „optimalen“ Initiativen aufgetreten sei, 
sondern das Usbekistan auch eines der wenigen 
Länder sei, das Wert auf ein stabiles Afghanistan 
lege.59

Die Initiative, die Präsident Karimov auf dem Bu-
karester NATO/ EAPC (Euro-Atlantic Partnership 
Council) Gipfel Anfang April 2008 vorgestellt hat, 
sieht vor, dass nach dem Vorbild der 6+2 Kontakt-
gruppe (China, Iran, Pakistan, Russische Föde ra-
tion, Tadschikistan, Turkmenistan, Usbekistan, 
 Afghanistan), die von 1997–2001 unter UN-
Schirmherrschaft nach Friedenslösungen für Af-
ghanistan gesucht hatte, sich nun eine 6+3 Grup-
pe konstituieren soll.60 Mitglieder sollen Russland, 
USA, die Nato und die sechs Nachbarländer, also 
Iran, China, Pakistan, Tadschikistan, Turkmenis-
tan und Usbekistan, plus afghanische Regierungs-
vertreter und Vertreter der Konfl iktgruppen sein. 
Unter der Ägide der UN, d.h. des Sondergesand-
ten für Afghanistan, sollen sie nach gemeinsamen 

Prinzipien und Zielen zur Lösung des Afgha-
nistan-Problems suchen und die Weltgemeinschaft 
beim Wiederaufbau und der ökonomischen Wie-
derbelebung Afghanistans wie auch bei Reformen 
zur Staatsbildung und Stärkung von Staatsmacht 
wie Zivilgesellschaft unterstützen. Die Initiative 
steht zeitlich in einer Reihe mit anderen Initiati-
ven Karimows, die alle auf wenig Gegenliebe bei 
den Betroffenen der internationalen Öffentlichkeit 
gestoßen sind, so der zeitgleich veröffentlichte 
Vorschlag die Eurasion Economic Community 
(EurasEC) und CSTO zu fusionieren. Ziel war es 
offenbar, Usbekistan als Akteur in Bezug auf Af-
ghanistan einzubringen und sich den USA anzu-
dienen. Politisch hat die Initiative wenig Resonanz 
gefunden. Einzelne Kommentatoren bewerteten 
sie positiv,61 es gab aber auch Stimmen, die sie für 
nicht akzeptabel für die USA62 oder im Gegenteil 
für Russland64 hielten. 

Die in allen zentralasiatischen Staaten überein-
stimmende Einschätzung, dass die Lage in Afgha-
nistan besorgniserregend und für die gesamte Re-
gion bedrohlich sei, führt nicht zu gemeinsamen 
Initiativen, sondern es werden allenfalls bilateral 
Kontakte nach Afghanistan aufgebaut und Verträ-
ge geschlossen. Und dies weniger im Bereich Si-
cherheit als der Infrastruktur. So wird zum Bei-
spiel in Usbekistan zurzeit eine Hochspannungs-
leitung errichtet, über die Afghanistan mit Strom 
versorgt werden soll und in Tadschikistan wurde 
Mitte März 2009 der erste Bauabschnitt einer 
 Eisenbahnlinie, die dermaleinst Duschanbe mit 
Afghanistan verbinden soll, begonnen. Dabei 
würde nicht nur die Sichtbarkeit und Wirkung 
zentralasiatischer Initiativen in Bezug auf Afgha-
nistan erhöht, wenn die Staaten einig auftreten 
würden, sondern regionale Zusammenschlüsse 
wären auch besser geeignet, Sicherheitsbedro-
hungen wie Terrorismus und Drogenhandel zu 
begegnen.

59 Azamat Toshev auf FES-Konferenz 2008.
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3.1 Einigkeit macht stark? 
 Regionale Kooperation und Sicherheit

Die Idee der regionalen Kooperation der zentrala-
siatischen Staaten ist fast so alt wie die Staaten sel-
ber. Westliche Politiker versuchen geradezu ge-
betsmühlenartig ihren zentralasiatischen Kollegen 
mit vielen überzeugenden Gründen die möglichst 
enge Zusammenarbeit nahezulegen, ohne sicht-
baren Erfolg. Während man sich im Westen daran 
gewöhnt hat, von „Zentralasien“ zu sprechen, 
wenn man die fünf Republiken meinte, die in der 
Sowjetunion unter dem Stichwort Mittelasien und 
Kasachstan subsumiert wurden, taten und tun 
sich die jungen Staaten schwer mit jeder Art von 
Zusammengehörigkeitsgefühl und Zusammenar-
beit. Dabei spielen nicht nur alte, aus der Sowjet-
zeit stammende, Rivalitäten eine Rolle, sondern 
auch die verständliche Tatsache, dass die zentral-
asiatischen Staaten als junge Nationalstaaten be-
sondere Probleme haben, ihre gerade erst erhal-
tenen Souveränitätsrechte schon wieder teilweise 
abzutreten. Niemand lehnt Kooperation von 
Grund auf und für immer ab, doch wird sie von 
den Führungen der einzelnen Staaten auf die ver-
schieden lange Bank geschoben. Neben den 
Freunden der Integration (Kasachstan, aber auch 
Kirgisistan) steht Usbekistan als Integrationsskep-
tiker und natürlich Turkmenistan mit seinem Sta-
tus als „neutraler Staat“, das allerdings neuer-
dings vorsichtiges Interesse an internationaler An-
bindung zeigt.

Vor allem von usbekischer Seite werden immer 
wieder Vorbehalte gegen regionale Integration 
vorgebracht, die ihren Grund nicht nur, wie im-
mer wieder behauptet, in der Konkurrenz mit 
dem in Hinblick auf Integration so aktiven 
Kasachstan haben, sondern offensichtlich auch in 
der Angst vor jeder noch so kleinen Abgabe von 
Souveränität. Entsprechend betonen Usbeken die 
Nachteile und Hindernisse von regionaler Koope-
ration, die große Unterschiedlichkeit der Staaten 

in jeder Hinsicht zum Beispiel und die geringe Ef-
fi zienz aller bisherigen Zusammenschlüsse.64 Letz-
teres nicht ganz ohne Grund, sind doch viele der 
bisher existierenden Bündnisse an ihrer Ergebnis-
losigkeit gescheitert – weil sie sich zu viele, zu 
hohe und zu abstrakte Ziele gesetzt hatten.

In den letzten Jahren entstanden sind aber im Pro-
zess ständiger Umbenennung und -bildung Ver-
bünde, in denen die zentralasiatischen Staaten un-
ter Beteiligung Russlands, nichtzentralasiatischer 
GUS-Staaten und/oder Chinas Mitglied sind. In 
Bezug auf Afghanistan und den Kampf gegen Ter-
rorismus und Drogen sind hier die  SCO65 mit ih-
rer speziellen Anti-Terror Intelligence Einheit und 
die CSTO66 zu nennen. Afghanistan hat in der 
SCO Beobachterstatus. Der Kampf gegen Terroris-
mus, Extremismus und Drogen gehört zu den 
Kernaufgaben beider Organisationen,67 ohne dass 
bisher durchschlagende Erfolge zu verzeichnen 
waren. In jüngster Zeit sind allerdings verstärkte 
Aktivitäten zu erkennen. Zum Beispiel wurde am 
4. Februar 2009 auf einem Gipfeltreffen der CSTO 
beschlossen, gemeinsame Schnelle-Eingreif-Trup-
pen einzurichten, die nach den Worten des außen-
politischen Beraters des russischen Präsidenten, 
Sergej Prichodko, u.a. gezielte Operationen gegen 
internationalen Terrorismus und Extremismus, 
grenzüberschreitende Kriminalität und Drogen-
handel durchführen sollen. Afghanistan gilt nach 
Meinung der CSTO als die größte Sicherheitsbe-
drohung.68

Manche Beobachter betrachten die eurasischen 
Bündnisse als Moskauer Institutionen, um die 
zentralasiatischen Staaten an sich zu binden. 
Selbst wenn dem so sein sollte, hat der Fall Süd-
Ossetien im Herbst 2008 die Grenzen dieses Be-
mühens gezeigt. Viel eher scheint vor allem die 
SCO geeignet, die Verhandlungsposition der zen-
tralasiatischen Staaten durch Lavieren zwischen 
den Großmächten zu verbessern, innerhalb der 
SCO zwischen Russischer Föderation und China, 

64 Bakhtijor Ergaschew, Ildus Kamilow, Regionale Integration in Zentralasien: Blick aus Usbekistan, in: Zentralasien: Der Blick nach Außen: Interna-
tionale Politik aus zentralasiatischer Sicht, Hg. Wulf Lapins, Bischkek 2008, S. 596-606.

65 Mitglieder: Russische Föderation, China, Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Usbekistan.
66 Mitglieder: Russische Föderation, Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Armenien, Belarus, Usbekistan.
67 Vgl. Charta der SCO: Khartija Shankhajskoj Organizacii Sotrudnichestva, Sankt Peterburg, 7.6.2002, = 
 http://www.sectsco.org/RU/show.asp?id=86.
68 Vladimir Socor, The CSTO: Missions, Capabilities, Political Ambitions, in: Eurasia Daily Monitor, Vol. 6, No 25, February 6, 2009 = 
 http://www.jamestown.org/single/?no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=34473; Russian-Led CSTO Grouping Adds Military Dimension, 4.2.2009, = 

http://www.rferl.org/articleprintview/1379324.html.
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nach Außen zwischen CSTO/SCO und Nato.69 

Aber auch in diesen Bündnissen agieren die zen-
tralasiatischen Führungen nicht gemeinsam, son-
dern konkurrieren miteinander.

Auch wenn ganz allgemein eine verstärkte Ko-
operationsbereitschaft vor allem im Rahmen der 
SCO festgestellt wird, leiden beide Bündnisse wei-
terhin nicht nur an fehlenden Implementierungs-
kontrollen, sondern auch strukturell an extrem 
asymmetrischen Machtverhältnissen und einer 
unterschiedlichen Perzeption von Bedrohungen. 
Damit verbunden sind ein ausgeprägtes Misstrau-
en gegenüber den Partnern und gegenseitige Be-
schuldigungen, nicht genug gegen Terrorismus 
und Drogen zu tun. Neuerdings wird von kirgi-
sischer Seite sogar noch ein wachsendes Misstrau-
en konstatiert, vor allem aber eine zunehmende 
Entfremdung zwischen den führenden und den 
kleinen Staaten der Region. Erstere würden in Be-
zug auf Energie, Wasser und Grenzen ganz unver-
hohlen Druck auf die kleinen Staaten ausüben, 
ohne dass eine internationale Organisation aus-
gleichend wirken könne.70 Zusätzlich wird, nicht 
zu unrecht, befürchtet, dass die globale Finanzkri-
se als neues Integrationshemmnis wirken wird, 
weil jeder Staat für sich und gegen die anderen 
agieren wird, obwohl gemeinsam vieles leichter 
wäre.71 Dies gilt nicht nur für die bestehenden eu-
rasiatischen Bündnisse, sondern für alle Koopera-
tionsversuche zwischen zentralasiatischen Staaten. 
Die Perspektiven für eine baldige zentralasiatische 
Kooperation sehen also, obwohl ihre Notwendig-
keit auch von zentralasiatischen Politikern in Wor-
ten immer häufi ger anerkannt wird, nicht gut aus. 
Es ist Alischer Fajizullaev zuzustimmen, dass 
noch sehr viel Gespräche und vor allem Geduld 
nötig sein werden, bis den Worten Taten folgen 
werden.72 Und auch bei diesem Thema wird von 
zentralasiatischer Seite oft angeführt, dass die 
Russische Föderation (wie auch die USA) nicht an 
einer Kooperation der zentralasiatischen Staaten 
interessiert sei und sie daher behindere, während 

von westlicher Seite entgegensetzt wird, dass Ko-
operation in Zentralasien nicht von außen, son-
dern von innen blockiert werde.73

Über den richtigen Weg und die zugrundelie-
genden Prinzipien einer Kooperation oder Inte-
gration, die beste Reihenfolge, die notwendigen 
Institutionen und Themenbereiche etc. gibt es eine 
Vielzahl von theoretischen Überlegungen und 
Modellen – die bisher alle an der Realität geschei-
tert sind. Und nicht ein solches durchdachtes the-
oretisches Großmodell fand spontanen Beifall al-
ler anwesenden Zentralasiaten auf der FES-Kon-
ferenz 2008, sondern der Vorschlag, dass Koope-
ration und Integration auch von unten stattfi nden 
müsse und daher Grenzmärkte und Kooperatio-
nen zwischen Grenzregionen ein erster, wesent-
licher Schritt seien.74 Vielleicht läge hier ja ein er-
folgversprechender Ansatzpunkt für europäische 
Unterstützungsmaßnahmen.

Die Europäische Union wird von zentralasiati-
schen Befürwortern der regionalen Kooperation 
häufi g als Beispiel und Vorbild angeführt, wegen 
ihrer Erfahrung mit Integrationsprozessen, ihrer 
einzigartigen entwickelten Verhandlungsmecha-
nismen und gemeinsamen Institutionenbildung. 
Es gibt aber auch Wissenschaftler wie die kasach-
stanischen Autoren Andrej Tschebotarjow und 
 Iljas Karsakow, die die Situation nach dem Zerfall 
der Sowjetunion nicht für vergleichbar mit der 
Westeuropas nach dem 2. Weltkrieg halten. Zu-
dem wären in Europa große Staaten zur Aufgabe 
ihrer Souveränität bereit gewesen, eine Vorstel-
lung die den Zentralasiaten heute völlig fremd sei. 
Für sie ist die europäische Erfahrung nur in einem 
Punkt lehrreich: der Integrationsprozess erfordert 
Geduld und dauert Jahrzehnte.75 Der ASEAN (As-
sociation of Southeast Asian Nations) erscheint ih-
nen als Vorbild geeigneter. Andere zentralasia-
tische Autoren nennen die Montan-Union (in 
Form einer Wasser-Energie-Union) oder auch die 
NAFTA (North Atlantic Free Trade Agreement), 

69 Nicole J. Jackson, Sicherheitskooperation in Zentralasien. Der Kampf gegen Drogenhandel und Terrorismus, in: Machtmosaik Zentralasien, a.a.O., 
S. 357-367.

70 Esen Usubaliev auf FES-Konferenz 2008.
71 Dosym Satpaev auf FES-Konferenz 2008.
72 Alischer Fajizullaev auf FES-Konferenz 2008.
73 Uwe Halbach auf FES-Konferenz 2008.
74 Dosym Satpaev auf FES-Konferenz 2008.
75 Andrej Tschebotarjow, Iljas Karsakow, Besonderheiten der außenpolitischen Tätigkeit Kasachstans in Zentralasien: gegenwärtige Tendenzen und 

Perspektiven, in: Zentralasien: Der Blick nach Außen, a.a.O., S.218.
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weil das Beispiel Mexiko zeige, dass in ihr auch 
schwächere Staaten profi tieren.76

Die EU selber hat sich im Rahmen der Zentralasien-
strategie der Förderung der regionalen Zusam-
menarbeit verschrieben. Mit zwiespältigem Erfolg: 
Der Staatsminister im Auswärtigen Amt  Gernot 
 Erler stellt fest, dass das Selbstverständnis der 
Länder Zentralasiens als Region und als Partner 
Europas spürbar zugenommen habe.77 Zugleich 
wird aber beklagt, dass sich das fehlende Re-
gionalbewusstsein der Staaten bei der Verwirk-
lichung der Zentralasienstrategie als hinderlich er-
weise. Von zentralasiatischer Seite wird ein nied-
riger Maßstab angelegt wenn festgestellt wird, dass 
die Zentralasienstrategie die Kooperation schon 
allein dadurch fördere, dass sie Zentralasien als 
eine Region verstehe und damit nicht nur den 
Dia log Europa-Zentralasien fördere, sondern auch 
den zwischen zentralasiatischen Staaten.78 

3.2 Die EU-Zentralasienstrategie

Die 2007 erarbeitete und verabschiedete Zentrala-
sienstrategie der EU79 ist der europäische Versuch, 
Bedrohungen von Stabilität und Sicherheit in Zen-
tralasien gemeinsam mit den zentralasiatischen 
Partnern zu begegnen. Ausgangspunkt war der 
Gedanke, dass Stabilität in Zentralasien, betrach-
tet als Nachbar der Nachbarn, im europäischen 
Interesse ist (die jüngsten IMU-Verbindungen 
nach Deutschland sind der beste Beweis dafür) 
und außerdem Vorbildwirkung auf Afghanistan 
haben könnte. Von der westlichen Wahrnehmung 
der primär von Innen kommenden Stabilitätsrisi-
ken und der Prämisse, dass demokratische Staaten 
(mit good governance und Beachtung der Men-
schenrechte) die stabileren sind, ausgehend, setzt 
sie besonders auf Unterstützungsangebote im in-
nenpolitischen und sozioökonomischen Bereich.80 

Neben sicherheitspolitischen Interessen und Men-

schenrechtsengagement besteht aber auch ein eu-
ropäisches Interesse an den Energieressourcen 
und dem sonstigen ökonomischen Potential der 
Region.

Die Realisierungsaussichten konnten als gut gel-
ten, nicht nur weil die EU ihre Mittel für Zentral-
asien verdoppelt hat, sondern auch, so Gernot 
 Erler, weil die EU nicht an den geopolitischen 
Machtspielen in Zentralasien beteiligt war und 
von daher einen Vertrauensvorschuss habe.81 Al-
lerdings hat sie aber auch den Nachteil, dass sie 
kein für Zentralasien wichtiger Akteur ist, China, 
die USA und Russland sind, wie gezeigt, von un-
gleich größerer Bedeutung. Und, das wird von 
zentralasiatischer Seite bis heute häufi g kritisiert, 
die EU schwächt ihre Position noch zusätzlich, 
weil sie vor Ort zu wenig sichtbar ist und real 
auch nicht als einiger Akteur auftritt.

Die tatsächlichen Ergebnisse der Zentralasienstra-
tegie nach knapp anderthalb Jahren vor allem 
deutscher Aktivität nennt Gernot Erler „ermuti-
gend“,82 die Zwischenbilanz sei erfolgreich, kon-
krete Leuchtturmprojekte seien identifi ziert und 
angelaufen, es bestehe ein wachsendes Interesse 
und ein neue Qualität des Dialogs. Ähnlich urteilt 
auch der Fortschrittsbericht von EU-Rat und 
-Kommission vom Juni 2008.83 Von zentralasiati-
scher Seite wird die Strategie ebenfalls meist 
grundsätzlich positiv bewertet, als durchdacht 
und ausgewogen, Ausdruck des Interesses an 
Zentralasien und des Willens zur Zusammenar-
beit. Hervorgehoben wird auch der regionale wie 
bilaterale Ansatz.84

Im hier besonders interessierenden Sicherheitsbe-
reich war die französische Präsidentschaft außer-
ordentlich aktiv, mit dem sichtbaren Höhepunkt 
des Sicherheitsforums in Paris am 18. September 
2008, an dem alle zentralasiatischen Staaten teil-
nahmen. Themen waren Terrorismus, Drogenhan-

76 Dosym Satpaev auf FES-Konferenz 2008.
77 Gernot Erler auf FES-Konferenz 2008.
78 Alischer Fajizullaev auf FES-Konferenz 2008.
79 http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Europa/Aussenpolitik/Regionalabkommen/Zentralasien-Strategie-Text-D.pdf.
80 Themenbereiche sind: Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, verantwortliche Staatsführung und Demokratisierung; Jugend und Bildung; Förderung 

von Wirtschaftsentwicklung, Handel und Investitionen; Ausbau der Energie- und Verkehrsverbindungen; Umweltverträglichkeit und Wasser; Be-
wältigung gemeinsamer Bedrohungen und Herausforderungen; Interkultureller Dialog.

81 Gernot Erler auf FES-Konferenz 2008.
82 Gernot Erler auf FES-Konferenz 2008.
83 Joint Progress Report by the Council and the European Commission to the European Council on Implementation of the EU Central Asia Strategy, 

=http://ec.europa.eu/external_relations/central_asia/docs/progress_report_0608_en.pdf.
84 Alischer Fajizullaev auf FES-Konferenz 2008.
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del und Energiesicherheit. Gerade im Bereich Si-
cherheit und seiner Verbindung mit dem Bereich 
Demokratie und Menschenrechte wird aber auch 
von mehreren Seiten Kritik am bisherigen Verlauf 
der Realisierung der Strategie geübt. Sogar der 
zuvor zitierte offi zielle EU-Bericht vom Juni 
2008,83 der besonders Erfolge im Bereich der Be-
kämpfung transnationaler Sicherheitsrisiken her-
vorhebt, deutet im Bereich Demokratisierung/
Menschenrechte Defi zite an. Und auch die Kritik 
westlicher Wissenschaftler bezieht sich vor allem 
auf diesen Problemkomplex. So kritisiert z.B. Ale-
xander Warkotsch in seiner Bewertung des nach 
einem Jahr Erreichten den verengten Sicherheits-
begriff, der zu einer Herabminderung der west-
lichen Menschenrechts- und Demokratiewerte bei 
der Realisierung der Strategie geführt habe.86 Ganz 
ähnlich auch Neil Melvin und Jos Boonstra,87 die 
feststellen, dass die Sicherung des Zugangs zu 
zentralasiatischen Energieressourcen wie auch 
nach Afghanistan bislang Vorrang vor der Unter-
stützung beim Aufbau von Zivilgesellschaft und 
Rechtstaatlichkeit hatte. Das sehr enge Verständ-
nis von Sicherheit und Stabilität sei problematisch. 
Das Thema Menschenrechte, so Melvin und 
Boonstra, dürfe nicht, wie bisher, abgekoppelt von 
anderen Punkten behandelt werden, sondern 
müsse zurück ins Herz der Strategie.

Die Bewertung von zentralasiatischer Seite ist un-
einheitlich. Einerseits wird die enge Verknüpfung 
der europäischen und zentralasiatischen Sicher-
heitsinteressen genannt: „Die EU kann in großem 
Maße zur Sicherheit in Zentralasien beitragen, 
und Zentralasien kann eine wichtige Rolle für die 
Sicherheit der EU spielen.“88 Gerade die Themen-
komplexe Sicherheit, Terrorismus und Afgha-
nistan seien Bereiche, die für beide Seiten wichtig 
und daher erfolgversprechend seien. Ganz im 
 Gegensatz dazu beklagt Azamat Toshev, dass die 
EU in der Frage der Sicherheit aktiv sei, das rie-
sige Wirtschaftspotenzial Usbekistans aber nicht 
ausreichend beachte. Sein Land habe unter Be-
rücksichtigung seiner geostrategischen Lage in 

der Region und der Welt eigene gesetzliche Maß-
nahmen zur Gewährleistung seiner inneren und 
äußeren Sicherheit ergriffen. Was ihm fehle seien 
ausländische Investitionen, Technologietransfer 
und Intensivierung des Handels als wichtige Fak-
toren zur Gewährleistung von Sicherheit und Sta-
bilität in der Region.89 Und der Tadschike Rustam 
Haidarow moniert nicht nur, dass die Strategie für 
sein Land 10–15 Jahre zu spät gekommen sei, um 
wesentliche Verbesserungen der wirtschaftlichen 
und politischen Situation zu bewirken, sondern 
vor allem, dass sie Prinzipien der Demokratie geo- 
und sicherheitspolitischen Interessen opfere, weil 
man heute mit den absolut nicht demokratischen 
Eliten zusammenarbeiten müsse.90 Haidarow 
weist damit auf das gleiche Problem hin, wie sei-
ne westlichen Kollegen. 

Ganz offensichtlich stellt sich die Verbindung von 
Punkten wie good governance und Menschen-
rechtsdialog in der Zentralasienstrategie – aber 
auch darüber hinaus – mit dem Punkt Sicherheit 
(Kampf gegen organisierte Kriminalität, interna-
tionaler Terrorismus, Drogenhandel) und anderen 
nationalen Interessen nicht nur für zentralasia-
tische Regime als Problem dar, sondern ist auch 
für die mit ihnen in Kontakt stehenden westlichen 
Regierungen nicht ganz ohne Tücken. Dabei be-
steht nach westlichem Verständnis, darauf weist 
Uwe Halbach ausdrücklich hin, eigentlich gar 
kein Spannungszustand zwischen Menschen-
rechten und Sicherheit und Stabilität. Menschen-
rechte sind nicht nur ein hehrer Wert, sondern von 
ganz praktischer sicherheitspolitischer Bedeutung. 
Nur wo Menschenrechte eingehalten werden, 
kann langfristig Sicherheit und Stabilität erreicht 
und bewahrt werden.91 Das Problem der Energie-
sicherheit verbunden mit der aktuellen Notwen-
digkeit mit den zentralasiatischen Staaten und der 
Russischen Föderation eine längerfristige Lösung 
im Hinblick auf die Transportkorridore nach 
 Afghanistan zu fi nden, lässt aber viele Beobachter 
nichts Gutes bzgl. der Erweiterung des Sicher-
heitsbegriffes erwarten.

85 Joint Progress Report a.a.O.
86 Alexander Warkotsch, Preis der Partnerschaft. Die Zentralasienstrategie der EU: Eine Bilanz, in: Osteuropa 58(2008)12, S. 81-91, hier S. 87f., 91.
87 Neil Melvin, Jos Boonstra, The EU Strategy for Central Asia @ Year One, in: EUCAM Policy Brief, No 1, October 2008, = 
 http://www.eucentralasia.eu/fi les/1730.pdf, S. 3.
88 Alischer Fajizullaev auf FES-Konferenz 2008.
89 Azamat Toshev auf FES-Konferenz 2008.
90 Rustam Haidarow, Tadschikistan – EU. Probleme und Möglichkeiten der Zusammenarbeit, in: Zentralasien. Der Blick nach Außen, a.a.O., S. 365 f.
91 Uwe Halbach auf FES-Konferenz 2008.
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Zusammenfassend kann man feststellen, dass all-
gemeine Übereinstimmung zwischen Ost und 
West darin herrscht, dass die Situation in Afgha-
nistan besorgniserregend ist, mehr als militä-
risches Engagement erfordert und jetzt gewaltige 
zivile Gestaltungsaufgaben bevorstehen. Genauso 
ist man sich darin einig, dass ein stabiles Afgha-
nistan im Interesse der zentralasiatischen Staaten 
und Europas ist.

Ein stabiles Afghanistan ist noch in unvorstellbar 
weiter Ferne und würde abgesehen davon auch 
nicht alle Sicherheits- und Stabilitätsprobleme 
Zentralasiens aus der Welt schaffen. Dafür sind 
auch Veränderungen in Zentralasien selber erfor-
derlich. Auch darin stimmen Ost und West grund-
sätzlich überein. 

In welchem Maße aber die von Afghanistan aus-
gehenden Bedrohungen Zentralasien gefährden, 
wer oder was für die instabile Situation in Afgha-
nistan sowie die Probleme Zentralasiens verant-
wortlich ist und welche konkreten Maßnahmen 
mit welchen Mitteln in Angriff genommen wer-
den sollten, ist jedoch strittig.

Verständlicherweise fühlen sich Zentralasiaten 
unmittelbarer durch Afghanistan bedroht, als von 
weitem beobachtende westliche Experten. Das 
Gleiche gilt für die Einschätzung der Terrorgefahr. 
Aber auffällig in der Argumentation vieler Zen-
tralasiaten ist doch: Schuld sind immer die ande-
ren. Stabilitätsbedrohungen, ob nun extremisti-
sche Ideologien, Terroristen oder Drogen, kom-
men grundsätzlich von Außen. Und das nicht nur 
in Zentralasien, auch nach offi zieller afghanischer 
Darstellung kamen z.B. islamistische Strömungen 
mit rückkehrenden Studenten aus Ägypten nach 
Afghanistan, Sowjets und Pakistanis destabilisier-
ten das Land und die internationale Ablehnung 
des Taliban-Regime hat die Lage des Landes ver-
schlechtert.92 Auch wenn ganz besonders im Fall 
Afghanistans sicherlich niemand diese äußeren 

Einfl üsse leugnen kann, muss man im Interesse 
einer Befriedung des Landes dennoch fragen, wa-
rum sie eine solche zerstörerische Wirkung ent-
falten konnten. Zur innerafghanischen Konfl ikt-
ebene schweigt Farhad aber.93 Gleiches gilt für 
Zentralasien. Auch auf die zentralasiatischen Staa-
ten wirken äußere Herausforderungen und Bedro-
hungen ein, besonders im Falle eines so unru-
higen Nachbarn wie Afghanistan, ob und wie sie 
aber Wirkung entfalten können, hängt auch von 
den inneren Verhältnissen ab, auf die sie treffen. 
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senschaftlern werden nämlich von beiden Seiten 
ganz selbstverständlich verwendete Begriffe ganz 
verschieden verstanden. Das betrifft gerade auch 
die Begriffe Stabilität und Sicherheit.

Der Wunsch nach Stabilität eint die Menschen in 
Europa und Zentralasien. Doch die DeÞ nition des 
Begriffes Stabilität und die daraus abgeleiteten 
Maßnahmen zur Erreichung und Bewahrung 
eines solchen Zustandes unterscheiden sich ge-
waltig. Im Westen geht man, wie eingangs ge-
zeigt, im Hinblick auf Stabilität heute meist von 
einem sich ständig verändernden, den Verhältnis-
sen anpassenden System aus: Stabilität ist Bewe-
gung und Wandel, nur wer zu Wandel fähig ist, 
gewinnt Stabilität. Im Gegensatz dazu hat man of-
fensichtlich im eurasischen Raum ein eher sta-
tisches Verständnis des Begriffes, z.B. taucht Sta-
bilität in der Charta der SCO auf als Konstanz, 
Fehlen von Veränderung, Beibehaltung des poli-
tischen Status Quo.94 Stabilität von Staaten wird 
mit Stabilität von Regimen gleichgesetzt, denn 
ganz offensichtlich wird jede gegen das herr-
schende Regime gerichtete Aktivität als die Sta-
bilität des Staates gefährdend eingestuft. Daraus 
folgt ein ganz grundlegender Ost-West-Unter-
schied: Im russischsprachigen Raum wird Stabili-
tät als notwendige Voraussetzung gesehen, um 
vielleicht langfristig Demokratie anzupeilen, im 
Westen geht man dagegen davon aus, dass demo-
kratische Verhältnisse die Voraussetzung für die 
Stabilität von Staaten sind.

Eng verbunden mit dem Begriff Stabilität ist der 
der Sicherheit, dessen anderes Verständnis nahezu 
logisch aus dem unterschiedlichen Stabilitätsbe-
griff folgt. Die zentralasiatischen Führungen de Þ -
nieren Sicherheit in der Regel weniger umfassend 
und weniger auf die Menschen, als auf den Staat, 
wenn nicht nur die Führungen bzw. die Eliten be-
zogen.95 Schon aus dieser DeÞ nition folgt, dass für 
einen westlichen Betrachter innere Verhältnisse 
Teil des Themas Sicherheit sind, für einen zen-
tralasiatischen nicht unbedingt.

Für den Dialog zwischen Europa und Zentral-
asien heißt das, dass die Begriffe Stabilität und 
 Sicherheit, wie alle politisch relevanten, abstrakten 
Begriffe nie als gegeben hingenommen werden 
dürfen, sondern vorab immer hinterfragt, disku-
tiert und ggfs. deÞ niert werden müssen. Westliche 
Politiker und Wissenschaftler dürfen sich nicht 
dem Sicherheitsbegriff der regierenden zentralasia-
tischen Eliten anschließen, denn dieser führt nach 
westlichem Verständnis zum genauen Gegenteil 
von nachhaltiger Stabilitätspolitik. Natürlich müs-
sen zentralasiatische Warnungen und Berichte 
über Sicherheitsbedrohungen durch Islamismus 
und Terrorismus ernst genommen werden. Sie 
sollten aber grundsätzlich kritisch überprüft und 
auch die Verwendung des Begriffes Terrorismus 
kritisch hinterfragt werden. Und natürlich muss 
man mit zentralasiatischen Regierungen über 
Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung zur Sta-
bilitätssicherung im westlichen Sinne reden, d.h. 
nicht nur über Polizei, Geheimdienst und Armee, 
sondern auch über politische, ökonomische und 
soziale Reformen.96

Die Unterschiede in der DeÞ nition sind also nicht 
nur von theoretischer Bedeutung, sondern haben 
Auswirkungen auf politisches Handeln. Hier zu 
einer Annäherung zu kommen, ist sicherlich eine 
der schwierigsten, aber auch der wichtigsten Auf-
gaben im europäisch-zentralasiatischen Dialog. 
Für den aber eine gewisse Bereitschaft signalisiert 
wird, wenn Alischer Fajizullaev sagt, dass werte-
orientierte Verhandlungen besonders schwierig 
seien – aber auch einen besonderen Reiz hätten, 
da man dabei gemeinsame Werte entwickeln kön-
ne.97 Allerdings deutet seine Forderung, die EU 
solle sensibel für die Bedürfnisse der Zentral-
asiaten sein, zuhören und sie als gleichberechtigte 
Partner wahrnehmen und behandeln, 98 darauf 
hin, dass man diese Gleichberechtigung gegen-
wärtig für nicht gewährleistet hält. Offenbar herr-
schen also noch einige Differenzen nicht nur in 
DeÞ nitionsfragen, sondern auch in der Wahrneh-
mung und im Umgangsstil.

94 Siehe dazu auch: Thomas Ambrosio, Catching the ‚Shanghai Spirit’: How the Shanghai Cooperation Organization Promotes Authori tarian Norms 
in Central Asia, in: Europe-Asia Studies 60(2008)10, S. 1321-1344, hier S.1330, 1336 f.

95 Dosym Satpaev auf FES-Konferenz 2008.
96 Uwe Halbach auf FES-Konferenz 2008.
97 Alischer Fajizullaev auf FES-Konferenz 2008.
98 Alischer Fajizullaev auf FES-Konferenz 2008.
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Unterschiedliche Werte und Kommunikationsstile 
werden auch deutlich, wenn ein offi zieller usbe-
kischer Vertreter in der Diskussion die OSZE für 
eine schwache Organisation hält, weil dort ver-
schiedene Meinungen herrschen – im Gegensatz 
zur SCO, wo Konsensus herrsche und die daher 
arbeitsfähig sei.99 Hier muss sich die zentralasia-
tische Seite fragen lassen, wie denn eine gleich-
berechtigte Diskussion, bei der der Westen zu 
Recht von Zentralasien angemahnte Fehler einge-
steht und korrigiert, möglich sein soll, wenn schon 
Kompromisse, nicht zu reden von Eingeständnis-
sen von Fehlern, von Vertretern aus Zentralasien 
als Zeichen von Schwäche interpretiert werden.

Gegenseitige Schuldzuweisungen bringen den 
 Dialog genauso wenig weiter, wie das bei zen-
tralasiatischen Hardlinern beliebte „Argument“, 
westliche Ausländer könnten die Verhältnisse in 

ihren Ländern per se nicht verstehen, das ihnen 
die wirkliche Auseinandersetzung, sowohl mit 
der Kritik, als auch mit dem Kritisierenden er-
spart.

Ein weiterer Dialog ist wichtig, nicht nur um Un-
terschiede besser zu identifi zieren, sondern vor 
allem, um sich einander anzunähern. Europa hat 
mit der Zentralasienstrategie ein Angebot ge-
macht. Von zentralasiatischer Seite ist Gesprächs-
bereitschaft zurzeit umso mehr vorhanden, als die 
Angst, von der internationalen Öffentlichkeit 
übersehen und vergessen zu werden, durch die 
globale Finanzkrise noch gestiegen ist. Es wird 
aber von beiden Seiten noch viel Geduld nötig 
sein, weniger auf der Ebene konkreter Projekte, 
als auf der Ebene der Werte. Dabei gilt: Dialog ist 
besser als kein Dialog, aber irgendwann muss er 
auch zu gemeinsamen Entscheidungen führen.100

  99 Azamat Toshev auf FES-Konferenz 2008.
100 Alischer Fajizullaev auf FES-Konferenz 2008.
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 ASEAN Association of Southeast Asian Nations

 BOMBAF Border Management Programme in Badakhshan, Afghanistan

 BOMCA European Border Management Programme in Central Asia

 CADAP The European Union’s Central Asia Drug Action Programme

 CSTO Collective Security Treaty Organization

 EAPC Euro-Atlantic Partnership Council

 EU Europäische Union

 EurasEC Eurasian Economic Community

 FES Friedrich Ebert Stiftung

 GUS Gemeinschaft Unabhängiger Staaten

 IMU Islamic Movement of Uzbekistan (Islamische Bewegung Usbekistans) 

 IJU Islamic Jihad Union (Islamische Dschihad Union)

 ISI Inter-Services Intelligence (Nachrichtendienst der pakistanischen Streitkräfte)

 ISAF International Security Assistance Force

 KSZE Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

 NAFTA North American Free Trade Agreement

 NATO North Atlantic Treaty Organization

 OEF Operation Enduring Freedom

 OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

 RF Russische Föderation

 SCO Shanghai Cooperation Organization

 UNDP United Nations Development Programme

 UNODC United Nations Offi ce on Drugs and Crime

 UN United Nations
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 Panel 1: 
 Stabilität als Schlüssel zu Frieden und Entwicklung

 Moderation: Dr. Beate Eschment, Herausgeberin Zentralasienanalysen, Berlin

9.20 Uhr Was zeichnet Stabilität aus, die Entwicklungschancen stärkt und 
 Krisenanfälligkeit minimiert?
 Impulsreferat von 
 Dr. Jörn Grävingholt
 Deutsches Institut für Entwicklungspolitik, Bonn 

9.30 Uhr Regionale Herausforderungen und Hindernisse der zentralasiatischen 
 Staaten auf dem Weg zur Stabilität
 Dr. Dosym Satpaev
 Risk Assessment Group, Almaty
 Dr. Esen Usubaliev
 interparlamentarische Versammlung der GUS, Bischkek
 Dr. Azamat Toshev
 Usbekisches Institut für Strategische Studien, Taschkent 

10.00 Uhr Stabilitätspolitik in Zentralasien im Rahmen der Anti-Terror-Allianz
 Dr. Uwe Halbach
 Stiftung Wissenschaft und Politik, Berlin 

10.10 Uhr Diskussion

10.45 Uhr Kaffeepause

 Panel 2:
 Die Bedeutung von Afghanistan für die  sicherheitspolitische Stabilität in Zentralasien

 Moderation: Dr. Behrooz Abdolvand, Freie Universität Berlin 

11.15 Uhr Export von Dschihad und Islamismus – 
 eine Gefahr für die Stabilität von Zentralasien?
 Farhadullah Farhad
 Offi ce of Administration Affairs and Secretariat of Ministers‘ Council, 
 Offi ce of the President of Afghanistan, Kabul
 Dr. Ismoil Rachmatov
 slawisch-tadschikisch-russische Universität Duschanbe

11.35 Uhr Die Rolle Afghanistans für Sicherheit und Stabilität in Zentralasien aus der 
 Perspektive Pakistans
 Rustam Shah Mohmand
 Berater der Pakistanisch- Afghanischen Peace Jirga Commission, 
 ehemaliger pakistanischen Botschafter in Kabul



STABILITÄT UND SICHERHEIT IN ZENTRALASIEN – AFGHANISTAN

31

 Import von Drogen und organisierter Kriminalität – 
 eine Gefahr für die Stabilität Zentralasiens?
 Atai Moldobaev
 Institut für Strategische Analyse und Prognosen, Bischkek

12.00 Uhr Diskussion

12.45 Uhr Mittagessen

 Panel 3: 
 Die EU als Kooperationspartner beim Aufbau von Stabilität und 
 Sicherheit in Zentralasien

 Moderation: Dr. Andrea Schmitz, Stiftung Wissenschaft und Politik, Berlin 

14.00 Uhr Stabilitätsförderung im Rahmen der EU-Zentralasienstrategie: 
 eine Zwischenbilanz 
 Gernot Erler, MdB
 Staatsminister im Auswärtigen Amt, Berlin

14.15 Uhr Die Europäische Unterstützung beim Aufbau von Stabilität und 
 Sicherheit aus zentralasiatischer Perspektive 
 Prof. Alischer Fajizullaev
 Botschafter a.D., Universität für Weltwirtschaft und Diplomatie, Taschkent

14.30 Uhr Diskussion

15.00 Uhr Kaffeepause

 Panel 4:
 Moderne Grenzen als Beitrag für Stabilität in Zentralasien

 Moderation: Prof. Dr. Wulf Lapins, Friedrich-Ebert-Stiftung, Zentralasien

15.30 Uhr Grenzregime und Grenzmanagement in Zentralasien
 Dr. Qosimscho Iskandarov
 Institut für Orientalistik, Duschanbe
 Burikhan Nurmukhamedow
 Institut für nationale Studien, Almaty

15.50 Uhr Europäische Unterstützung beim Grenzmanagement in Zentralasien
 Richard Lewington
 BOMCA, Duschanbe

16.00 Uhr Diskussion

16.45 Uhr Zusammenfassung der Konferenz 
 Prof. Dr. Jörg Calließ
 Technische Universität Braunschweig 

17.00 Uhr Ende der Konferenz
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